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Sachverhalt urid Aritrãge 

Die vorliegende Beschwerde richtet sich gegen die 

Entscheidung der Einspruchsabteilung, mit der das 

europàische Patent Nr. 0 124 739 widerrufen wurde. 

Patentanspruch 1 in der Fassung der Patentschrift lautet: 

"tAnordnung zur kapazitätsabhängigen Nachiadung eines 

Akkuxnulators, mit einer Stromerfassungsvorrichtung (1.5) 

zur Messung der entnonunenenLademenge aus dein 

Akkuniulator (1.1), deren Information über die entnomrnene 

Ladeinenge in einem Speicher (1.8), in deiri weitere 

schaltungsspezifische Daten abgelegt sind, zwischen-

speicherbar ist, wobel der Dateninhalt aus dem 

Speicher (1.8) zu einer Ladestation (2) ubertragbar und 

einer Auswerteeinrichturig (2.4) zuführbar ist, die die 

ubertragenen Daten erfaBt, verarbeitet und damit eine 

Steueranordnung (2.3) derart regelt, daB der 

Akkuinulator (1.1) aus einer Spannungsversorgungs-

vorrichtung (2.1) nachladbar ist, dadurch gekennzeichnet, 

daB der Speicher (1.8) und die Auswerteeinrichtung (2.4) 

voneinander getrennt urid über Ladekontakte (A,B) mit- 

einander verbindbar sind und daB der Datenaustausch 

zwischen dein Speicher (1.8) und der Auswerte- 

einrichtung (2.4) über je einen Sende-Emnpfangsbau-

stein (1.6) am Speicher (1.8) bzw. (2.2) bei der 

Auswerteeinheit (2.4) über die Ladekontakte (A,B) 

erfolgt." 

un Einspruchsverfahren wurden folgende Druckschriften 

berücksichtigt: 

Dl: FR-A-i 600 361 

 tJS-A-4 234 839 

 EP-A-0 069 640 

 US-A-4 347 472. 
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Der Widerruf des Patents wurde damit begrundet, daB sich 
der Gegenstand des erteilten Patentanspruchs 1 in 
naheliegender Weise aus dem Stand der Technik, 
insbesondere aus Dl in Verbindung mit D2 ergebe. 

liii Beschwerdeverfahren haben beide Parteien zunächst - 
hilfsweise - mündliche Verhandlung beantragt. Im Laufe 
eines Schriftwechsels zur Vorbereitung der mündlichen 
Verhandlung hat die Beschwerdegegnerin erklärt, daB sie an 
dieser nicht teilnehmen wurde. Daraufhin wurde die 
mündliche Verhandlung aufgehoben und das Verfahren mit 
einein Bescheid vom 25. Februar 1991 fortgesetzt. Die 
Beschwerdegegnerin hat mitgeteilt, daB eine Beantwortung 
des Bescheides nicht beabsichtigt ware. Mit Schriftsatz 
vom 15. Màrz 1991 hat die Beschwerdeführerin neue 
Ansprüche 1 bis 3 sowie eine angepaBte Beschreibungs-
einleitung eingereicht. 

Der nuninehr geltende Anspruch 1 lautet: 

"Anordnung zur kapazitàtsabhängigen Nachiadung eines 
Akkumulators (1.1), weicher sich in eineni inobilen 
Gerät (1) befindet, das zur Nachiadung des 
Akkuxnulators (1.1) mit einer Ladestation (2) gekoppelt 
ist, wobei das mobile Gerät (1) eine Vorrichtung zur 
Erfassung der aus deni Akkumulator (1.1) entnoxnmenen 
Energiemenge und einen Speicher (1.8) zur Speicherung 
einer von einer Stromerfassungsvorrichtung (1.5) 
gelieferten Information über die entnoininene Energiexnenge 
und weiterer geràtespezifischer Daten enthàlt, dadurch 
gekennzeichnet, daB 

a) 	das mobile Geràt (1) über Ladekontakte (A,B) mit der 
Ladestation (2) gekoppelt 1st, 
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b) 	sowohl das mobile Gerät (1) als auch die Lade- 
station (2) einen Sendeexnpfangsbaustein (1.6, 2.2) 
für den Abruf und die Ubertragung von Daten aus dem 
Speicher (1.8) über die Ladekontakte (A,B) zur 
Ladestation (2) enthàlt, und 

C) 	die Ladestatiori (2) eine Auswerteeinrichtung (2.4) 
enthãlt, weiche die abgefragten Daten auswertet und 
an eine Steuereinrichtung (2.3) weiterleitet, weiche 
den Ladestroin für den Akkumulator (1.1) steuert, den 
eine Spannungsversorgungseinrichtung (2.1) der 
Ladestation (2) liefert." 

N.B. Die Kainmer hat das Bezugszeichen für die am Ende des 
Anspruchs erwähnte Spannurigsversorgungseinrichtung in 
(2.1) richtig gesteilt. 

VII. 	Die Arguinente der Beschwerdeführeriri lassen sich wie folgt 
zusaimnenfassen: 

Die angefochtene Entscheidung gehe davon aus, daI3 die aus 
Dl bekannte ortsfeste Notstromversorgungsanlage als 
nächstliegender Stand der Technik zu betrachten sei. Die 
vorliegende Erfindung bezöge sich jedoch auf eine 
Anordnung zur Nachiadung eines in einern mobilen Geràt 
untergebrachten Akkumulators und geht von einer aus D3 
bekannten Anordnung aus. Das in D3 beschriebene Gerät sei 
nämlich mobil und enthalte einen Akkuinulator zu seiner 
Stromversorgung sowie einen Ladegleichrichter und eine 
zugehörige Steuereinrichtung, die in Abhängigkeit von 
einer Ladezustandserfassung die Nachiadung des .  
Akkurnulators steuere. Durch die erfindungsgemàBen 
Merkinale (a), (b) und (C) sei der Ladegleichrichter mit 
zugehöriger Steuereinrichtung aus dem mobilen Gerãt in die 
Ladestation verlagert worden, und zwar ohne auf eine 
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ladezustandsabhängige Nachiadung zu verzichten. Keine der 
entgegengehaltenen Druckschriften deute auf eine soiche 
Anordnung hin. 

VIII. Die Beschwerdegegnerin hat in ihrer Erwiderung auf die 
Beschwerdebegründung die Frage aufgeworfen, ob die im 
Beschwerdeverfahren vorgenominene Umformulierung des 
Patentanspruchs 1 nach der Zäsur der Erteilung uberhaupt 
noch zulàssig sei. Merkinale seien aus dem Oberbegriff des 
erteilten Anspruchs in den kennzeichnenden Teil des 
vorliegenden Anspruchs verschoben. Die Aufgabe stinune 
nicht inehr mit den Angaben un erteilten Patent überein. 

IX. 	Die Beschwerdeführerin beantragt, die Entscheidung der 
Einspruchsabteilung aufzuheben und das Patent 
aufrechtzuerhalten: 

Hauptantrag: in geänderter Form auf der Basis der 
folgenden Unterlagen: 

Beschreibung: 	Spalte 1, Zeilen 1 bis 46 der 
Patentschri ft, 
Seiten 1 und 2, eingereicht mit 
Schreiben voin 15. März 1991, 
Spalte 2, Zeile 13 bis Spalte 4, 
Zeile 12 der Patentschrift; 

Patentanspruche: 1 bis 3 eingereicht mit Schreiben 
voni 15. Màrz 1991; 

Figur der Patentschrift; 

Hilfsantrag: in der erteilten Form. 

X. 	Die Beschwerdegegnerin hat in ihrer Erwiderung auf die 
Beschwerdebegründung auf dein Widerruf des Patents 
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bestanden, jedoch nach Vorlage der rieuen Ansprüche sich 
sachlich nicht niehr geäul3ert (vgl. V und VIII. oben). 

Entscheidungsgründe 

Die Beschwerde ist zulassig. 

Die Beschwerdegegrierin hat die Frage aufgeworfen, ob die 
im Beschwerdeverfahren vorgenonunene- Umforinulierung des 
Patentanspruchs 1 nach der Zäsur der Erteilung überhaupt 
noch zulässig sei. 

2.1  Wie nachstehend begründet, sind jedoch nach Meinung der 
Kaminer die ira vorliegenden Fall vorgenorninenen Anderungen 
zulàssig, da sie keinen MiBbrauch des Einspruchverfahrens 
ira Sinne der Entscheidung ira Falle T 127/85 (AB1. EPA, 
1989, 271) sondern eine sachdienliche Reaktion auf die 
Widerrufsentscheidung darstellen. Ini Ubrigen, erfüllen sie 
die Erfordernisse des Artikels 123 (2), (3) EPU. 

2.2  In dera nuninehr vorliegenden Anspruch 1 (siehe Absatz VI 
oben) ist spezifiziert, daB sich der Akkuinulator (1.1) in 
einein inobilen Gerät (1) befindet. Darüberhinaus ist die 
Aufteilung der Funktionen zwischen dern mobilen Gerät und 
der Ladestation defjrijert. Die ira Beschwerdeverfahren 
vorgenoraraenen Anderungen bewirken also einen gröBeren-
Unterschied zwischen dent Gegenstand des Anspruchs 1 und 
dent Stand der Technik geinäf3 Dl, von dent die angefochtene 
Entscheidung ausgegangen ist. Das hat zur Folge, daB D3 
als nächstliegender Stand der Technik zu betrachten ist, 
so daB es sachdienlich ist, Anspruch 1 auf diese 
Druckschrift hin zu forraulieren. 

2.3 	Der geltende Anspruch 1 enthält inuner noch alle Merkraale 
des erteilten Anspruchs 1 (siehe Absatz II oben), auch 
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wenn einige Merkmale aus dein Oberbegriff des erteilten 
Anspruchs in den kennzeichnenden Tell des geltenden 
Anspruchs verschoben sind. Da der Schutzbereich sich aus 
der Kombination aller im Anspruch arigegebenen Merkmale 
ergibt, stelit die vorgenonunene Uinforrnulierung keine 
Erweiterung des Schutzbereiches dar. Vielmehr stelit die 
Präzisierung der Aufteilung der Funktionen zwischen dein 
mobilen Gerät und der Ladestation eine Einschränkung des 
Schutzbereiches dar. Darüber hinaus ist die am Anfang des 
Anspruchs angegebene Definition - nàmlich "Anordnung zur 
kapaz itàtsabhàngigen Nachiadung eines Akkuniulators, 
weicher sich in einem mobilen Geràt befindet, das zur 
Nachladung des Akkumulators mit einer Ladestation 
gekoppelt ist" - im Einklang mit dem bereits in der 
ursprüngl ichen Beschreibung angegebenen 
Ausführungsbeispiel. 

2.4 	Gegen die neue, auf den Gegenstand des nuninehr geltenden 
Anspruchs 1 abgestinunte Aufgabe - nàinlich die Anordnung 
dahingehend zu verbessern, daB der im mobilen Gerät 
anzuordnende Teil vereinfacht, zumindest verkleinert wird 
- bestehen ebenfalls keine Bedenken, da sie lediglich eine 
Prazisierung der ursprünglich genannten Aufgabe im 
Hinblick auf das einzige Ausführungsbeispiel darstelit. 

2.5 	Die Beschreibung wurde lediglich dahingehend geàndert, daB 
sie jetzt den Stand der Technik gemai3 Dl, D2 und D3 
wurdigt, und an den geltenden Anspruch 1 angepaBt ist. 

Wie auch von der Beschwerdegegnerin nicht ernsthaft 
bestritten wird, weist keine der Entgegenhaltungen alle 
Nerkinale gemãB dem geltenden Patentanspruch 1 auf. Zur 
Neuheit bedarf es daher keiner weiteren Ausführungen. 

Für die Beurteilung der erfinderischen Tãtigkeit der 
Anordnung gemàB Anspruch 1 ware es realitàtsfremd, die aus 

02426 



L4 
	

T 13/90 

Dl bekannte ortsfeste NotstroxnverSOrgUflgSafllage als 
Ausgangspunkt zu nehinen. Nach Meinung der Kammer würde 
sich kein Fachmann uberlegen, wie er diese Anlage abändern 
könnte, urn einen in einern mobilen Geràt enthaltenen 
Akkuinulator nachzuladen. Em realistischer Ausgangspunkt 
ist hingegen die aus D3 bekannte Anordnung, weiche alle un 
Oberbegriff des Anspruchs 1 enthaltenen Merkmale 
aufweist. 

4.1  Bei der aus D3 bekannten Anordnung befinden sich alle 
Schaltungen, die den kapazitätsabhängigen Ladevorgang 
steuern, im inobilen Gerät. Die Ladestation umfa1t die 
Priinärwicklung eines Transformators, dessen Sekundär-
wicklung im mobilen Geràt angeordnet ist. Während des 
Ladevorganges werden das mobile Geràt und die Ladestation 
über die Priinär- und Sekundärwicklungen des Transformators 
elektroinagnetisch gekoppelt. 

4.2  Der Gegenstand des Anspruchs 1 unterscheidet sich vorn 
Stand der, Technik gexnäB D3 durch die im kennzeichnenden 
Tell angegebenen Merkinale (a), (b) und (c), die un 
wesentlichen bewirken, daB Information über die dern 
Akkurnulator entnornmene Ladexnenge und weitere geràte-
spezifische Daten aus deni mm inobilen Gerät enthaltenen 
Speicher über die Ladekontakte zur Ladestation übertragen 
werden, wo sie ausgewertet und zur Steuerung des Ladevor-
ganges verwendet werden. Dadurch ist die Aufgabe der 
Erfindung, nàxnlich den un rnobilen Gerät anzuordnenden Teil 
zu vereinfachen bzw. zu verkleiriern, gelâst worden. 

4.3  Bei der Beurteilung der erfinderischen Tãtigkeit ist zu 
fragen, ob der Fachinann die vorstehende Aufgabe mm Sinne 
der vorliegenden Erfindung geläst hãtte. 

4.4  GemäB D3 übernimrnt die Ladestation, mit der das mobile 
Gerät induktiv gekoppelt ist, die Funktion eines Energie- 
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senders. Alle Einrichtungen zur Erfassung, Speicherung und 
Auswertung des Ladezustandes und zur Steuerung des Lade- 
vorganges sind im xnobilen Gerät untergebracht. Die 
Nóglichkeit, soiche Teilfunktionen zwischen dem inobilen 
Geràt und der Ladestation aufzuteilen, wird in D3 nicht 
erwogen. 

	

4.5 	D2 betrif ft eine Anordnung zur Nachiadung einer Batterie, 
wobei die Batterieteinperatur wàhrend des Ladevorganges 
erfa6t und zur Ladestation ubertragen wird. Der Lade- 
vorgang wird abgebrochen, wenn die Teinperatur einen 
festgelegten Wert überschreitet. Die der Batterie 
entnoinmene Lademenge wird nicht erfal3t; eine voxn 
Ladezustand abhàngige Nachiadung findet nicht statt. 

	

4.6 	Dl of fenbart zwar eine Anordnung zur kapazitátsabhängigen 
Nachiadung eines Akkumulators, wobei Information über die 
aus dent Akkumnulator entnommnene Lademnenge, die mnittels 
einer Stromnerfassungsvorrichtung erfaBt wird, in einemn 
Speicher gespeichert und einer Auswerteeinrichtung 
zugeführt wird, die eine Spannungsversorgungsvorrichtung 
zur Nachiadung des Akkurnulators steuert. Jedoch enthält Dl 
keine Hinweise auf eine eventuelle Aufteilung der 
Funktionen zwischen eineni batteriebetriebenen mnobilen 
Geràt und dessen Ladestation. Da diese Druckschrift sich 
ausschlie8lich mit einer ortsfesten Anlage befa8t, ist es 
unwahrscheinlich, daIs der Fachmnann, der die unter 
Ziffer 4.2 erwãhnte Aufgabe zu läsen hat, Dl überhaupt in 
Betracht ziehen würde. 

	

4.7 	D4 bezieht sich auf ein in einein Fahrzeug angeordnetes 
Ladegerät, das mit einemn Energiesender elektromagnetisch 
gekoppelt 1st. Bel voller Ladung schaltet ein akustisch 
oder elektromagnetisch übertragenes Signal den 
Energiesender aus. Die Steuerung des Sachvorgangs erfolgt, 
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un Gegensatzzuln Gegenstand des Patents, auf dern 
Fahrzeug. 

4.8 	Uin an die erfindungsgernäBe Lösung zu gelangen, hätte der 
Fachinann, ausgehend von einer Anordnung nach D3, zur 
Erkenntnis koinmen xnüssen, daB die zur Steuerung des 
Ladestrornes notwendigen Schaltungen aus dern mobilen, 
batteriebetriebenen Gerät in die Ladestation verlagert 
werden kônnte, wenn die Information über die entnoinxnene 
Ladeinenge während des Batteriebetriebs in einexn un mobilen 
Gerät angeordneten Speicher abge1egtwürde, und (spater) 
zur Ladestation Ubertragen würde. DaB dies ohne Anregung 
aus den vorliegeriden Entgegenha1türien Dl - D4 erfolgte, 
ist nach Neinung der Kaminer als erfinderische Leistung zu 
werten. 

4.9 	Zusanunenfassend folgt nach Auffassung der Kamrner, daB 
sowohi der Gegenstand des geltenden Anspruchs 1 als auch 
die Gegenstande der abhängigen Ansprüche 2 bis 3 auf einer 
erfinderischen Tätigkeit un Sinne von Artikel 56 EPU 
beruhen. 

Die Kainmer ist der Auffassung, daB unter Berücksichtigung 
der im Beschwerdeverfahren vorgenominenen Anderungen, das 
Streitpatent und die Erfindung, die es zum Gegenstand hat, 
den Erfordernissen des EPU genügen. Das Streitpatent kann 
also in diesem geänderten Urnfang aufrechterhalten werden. 

Dem Hauptantrag der Beschwerdeführerin ist somit 
stattzugeben. Damit ist der Hilfsantrag gegenstandlos. 
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Entscheidungsformel 

Aus diesen Gründen wird entschieden: 

Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

Die Sache wird an die erste Instanz zurückverwiesen mit 

der Auflage, das Patent aufgrund der Unterlagen gemàB dein 

Hauptantrag der Beschwerdeführerin (siehe Absatz IX oben) 

aufrechtzuerhalten unter Richtigstellung des Bezugs-

zeichens (2.2) in (2.1) ani Ende des Anspruchs 1 (siehe 

Absatz VI oben). 

Die Geschàftsstellenbeanitin: 	Der Vorsitzende: 

M. Kiehi 
	

E. Persson 

IfIXIVAII 


